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29. Sitzung des Bauausschusses am 06.03.2007 
 
 
 
 
 
Anwesend und stimmberechtigt sind die Kreisräte: 

Becker, Manfred  
Biller, Josef  
Christofori, Erich  
Els, Georg i.V.v. KR Rübensaal Siegfried  
Grandinger, Simon  
Hagl, Monika  
Haindl, Sebastian  
Heilmeier, Georg i.V.v. KR Hofstetter Franz 
Mock, Franz ab 14.10 Uhr 
Schlehhuber, Anton  
Wiesmaier, Hans  
 
sowie als Vorsitzender: 
Bayerstorfer Martin 
 
von der Verwaltung: 
 
Herr Wirth 
Dr. Hierl  (TOP 1) 
Herr Fischer 
Herr Graßl 
Herr Unterreitmeier 
 
 
Weiter nehmen teil: 
Dr. Leutner vom LGL, Oberschleißheim   (TOP 1) 

Alois-Schießl-Platz 2 
85435 Erding 
 
Ansprechpartner/in: 
Elfriede Mayer 
 
 
Zi.Nr.: 209 
 
Tel. 08122/58-1129 
Fax 08122/58-1109 
elfriede.mayer@lra-
ed.de 
 
Erding, 07.03.2007 
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Architekt Burkhardt vom Architekturbüro Stadtmüller, Burkhardt 
(ab TOP 5) 
Rechtsanwalt Stolz von der Rechtsanwaltskanzlei Kraus, Sienz & Partner 
Projektsteuerer Wirth (TOP 7) 
Energieberater Herr Gerbl, Berglern   (TOP 5.1) 
 
 

Tagesordnung 
 
I. Öffentlicher Teil: 
 
1. Schulen des Landkreises  

Anne-Frank-Gymnasium Erding 
Qualität des Trinkwassers 
Vorlage: 2007/0113  

   
2. Schulen des Landkreises - FOS/BOS 

Vorübergehender Ausbau des Untergeschosses des Gastrozentrums 
für FOS/BOS 
Vorlage: 2007/0110  

   
3. Schulen des Landkreises - Neubau für FOS/BOS 

Entwurf für das Raumprogramm 
Vorlage: 2007/0111  

   
4. Schulen des Landkreises - Neubau für FOS/BOS 

Alternative Möglichkeiten zur Beauftragung eines Architekten bei Leis-
tungen über dem EU-Schwellenwert (211.000 € netto) 
Vorlage: 2007/0115  

   
5. Passivbauweise und Energiepass 

Anträge der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Kreisrätin Stieglmeier 
Vorlage: 2007/0127  

   
5.1. Energiepass  
   
6. Kreiseinrichtungen  

Landratsamt Erding 
Sprossen an den neuen Fenstern der Zulassungsstelle (Nordfassade) 
Vorlage: 2007/0128  

   
7. Erweiterung Gymnasium Dorfen, 1. und 2. BA;   

Kostenverfolgung und Einsparmöglichkeiten 
Vorlage: 2007/0129  

   
8. Bekanntgaben und Anfragen  
   
8.1. Schwingboden in der Turnhalle des Gymnasiums Erding II 

Antwort auf die Anfrage der Kreisrätin Meister  
   
8.2. Teppichboden im Sekretariat Gymnasium Dorfen 

Anfrage von Kreisrat Mock  
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Öffentlicher Teil der Sitzung des Bauausschusses am 06.03.2007 
 
1. Schulen des Landkreises - Anne-Frank-Gymnasium Erding 

Qualität des Trinkwassers 
Vorlage: 2007/0113 

 
Der Vorsitzende begrüßt Herrn Dr. Hierl (Gesundheitsamt) und Herrn Dr. 
Leutner vom LGL in Oberschleißheim.  
 
Er erklärt zur versandten Vorlage, nach nochmaligen Untersuchungen lie-
ge nun keine Gefährdung beim Gebrauch des Trinkwassers auch bei den 
Waschanlagen in den Toiletten vor. Bei den weiteren Beprobungen haben 
sich die Werte deutlich besser dargestellt, insbesondere beim Stagnati-
onswasser. Dabei wurden nicht die derzeit geltenden Grenzwerte als 
Maßstab angesetzt, sondern sogar die strengeren Grenzwerte der Trink-
wasserverordnung, die ab 2013 gelten. 
 
Dr. Hierl erklärt, im letzten Jahr seien beim Anne-Frank-Gymnasium bei 
den Stagnationsproben der Hausinstallation erhöhte Werte an Cadmium 
und Blei gefunden worden. Diese Proben seien kurz nach den Ferien ent-
nommen worden, wo das Wasser sehr lange in den Rohren geblieben 
war. Diese Konzentrationen von Cadmium, Blei und teilweise auch von 
Nickel waren nicht übereinstimmend mit den Grenzwerten der Trinkwas-
serverordnung. Daraufhin habe die Verwaltung mit Experten im Bayer. 
Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit die Situation be-
sprochen. Dabei wurde festgelegt, dass ein Probeentnahmeverfahren ge-
wählt werden muss, das die durchschnittliche öffentliche Trinkwasserauf-
nahme im Gymnasium widerspiegeln muss, weil nicht jeder Wasser in ei-
ner großen Menge und über viele Jahre konsumiert, dass viele Tage in 
Leitungen gestanden hat. Insofern können diese Werte für keine toxikolo-
gische Bewertung genommen werden.  
 
Aufgrund der Festlegung des Probenahmeverfahrens des Umweltbundes-
amtes seien im Dezember 2006 und im Januar 2007 zwei weitere Was-
serproben aus der Hausinstallation entnommen worden.  
 
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass kurzzeitig nach einer 4-
stündigen Stagnation die Werte für Blei leicht erhöht sind (das sei der ers-
te Liter nach einer 4-stündigen Stagnation). Im zweiten Liter haben sich 
alle Werte normalisiert. Es besteht deshalb keine Gefahr für den Verbrau-
cher, wenn der Wasserhahn aufgedreht wird und der erste Liter abläuft 
und dann Wasser konsumiert wird.  
 
Es werden dann sogar die strengeren Grenzwerte der Trinkwasserverord-
nung, die ab 2013 gelten, eingehalten. 
 
Zudem wird das Gymnasium verpflichtet werden, am Ende der Ferien an 
allen Endsträngen die Wasserhähne aufzudrehen, ausreichend Wasser 
ablaufen zu lassen, so dass sichergestellt sei, dass diese maximale Stag-
nation ablaufen kann.  
 
Er denkt, unter diesen Voraussetzungen besteht keine gesundheitliche 
Beeinträchtigung der Schüler und Lehrer aus medizinischen Gründen.  
 



 
 

Seite 4 von 18 
 

Büro des Landrats
BL 

Der Vorsitzende erklärt, er kennt die Befürchtungen und Sorgen der El-
tern, die ihre Kinder in diese Schule schicken und keine möglicherweise 
gesundheitliche Beeinträchtigung dulden würden.  
 
Er fragt Dr. Hierl, ob vom gesundheitlichen Aspekt her keine Sanierung 
der Trinkwasserleitung notwendig sei. 
 
Dr. Hierl betont, das Trinkwasser hält die strengen Kriterien der Trinkwas-
serverordnung ein.  
 
Der Vorsitzende fragt, wäre es ein praktischer Hinweis, wenn den Schü-
lern und Lehrkräften mitgeteilt würde, dass sie erst nach einem kurzen 
Ablauf das Wasser trinken sollen.  
 
Dr. Leutner merkt an, eine Stagnation im Trinkwasser sollte grundsätzlich 
vermieden werden. Die geringen Spuren an Blei können dadurch verur-
sacht werden, weil für die Verarbeitung von Messing (Wasserhahn) Blei 
erforderlich sei, um es bearbeiten zu können. Das im Wasserhahn befind-
liche Blei kann eine geringe Belastung des Wassers verursachen. Es trägt 
also die Armatur dazu bei, wenn das Wasser belastet sei. Jeder Installa-
teur wird diese Auskunft geben, dass Messing nur verarbeitbar sei, wenn 
diese geringe Menge an Blei beigemischt wird. Sonst würde Messing zu 
spröde sein.  
 
Der Vorsitzende stellt fest, wenn die Sanierung durchgeführt und dabei 
die Armaturen nicht ausgetauscht worden wären, wäre die gleiche Be-
lastung, weil die Ursache nicht in den Leitungen liegt, sondern in den Ar-
maturen.  
 
Dr. Leutner betont, Stagnationswasser gibt es an allen Schulen.  
 
Kreisrat Becker merkt an, es sei das allerwichtigste, dass keine Schädi-
gungen eingetreten seien und eine Menge Geld gespart werden kann. Es 
sei aber in der Öffentlichkeit breitgetreten worden, dass am Anne-Frank-
Gymnasium in Erding das Trinkwasser verseucht sei, auch der Bayer. 
Rundfunk habe darüber berichtet. Er erwartet schon, dass dazu Stellung 
genommen wird. 
 
Der Vorsitzende denkt, es sei richtig, dass der Öffentlichkeit dies mitge-
teilt wird. Deshalb sei das Thema auch in der öffentlichen Sitzung behan-
delt worden.   
 
Dr. Leutner merkt an, die Zufallsstichprobe sei nur ein Orientierungswert. 
Wenn der Zufallsstichwert nicht überschritten wird, sei nichts zu veranlas-
sen. Es gibt in der EU dafür noch kein Verfahren, wie das bestimmt wer-
den kann.  
 
Kreisrat Biller denkt, es sei erfreulich, dass keine Sanierung durchgeführt 
werden müsse. Wichtig sei der Hinweis, dass nach den Schulferien an 
den Entnahmestellen Wasser abgelassen wird. Das sei in einem privaten 
Haushalt auch so.  
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Nachdem sich keine weiteren Wortmeldungen ergeben, bringt der Vorsit-
zende folgenden Beschlussvorschlag zur Abstimmung: 
 
BauA/0223-08 
Der in der Bauausschusssitzung am 20.11.2006 gefasste Beschluss be-
züglich der Sanierung der Trinkwasserinstallation am Anne-Frank-
Gymnasium wird aufgehoben.  
 
Abstimmungsergebnis: Annahme mit 12 : 0 Stimmen. 
 
 
2. Schulen des Landkreises - FOS/BOS 

Vorübergehender Ausbau des Untergeschosses des Gastro-
zentrums für FOS/BOS 
Vorlage: 2007/0110 

 
Der Vorsitzende erklärt, der Schulleiter, Herr Biller, habe mitgeteilt, wie er 
sich eine Übergangslösung vorstellen könnte. Wie bei vielen Bauvorhaben 
war ursprünglich kein Kellerausbau im Untergeschoß vorgesehen.  
 
Das Untergeschoß des Gastro-Zentrums sei voll belichtet. Es sei nun ge-
plant, in dem Bereich drei Klassenräume, einen Physik- und Chemieraum 
und einen Verwaltungsraum für die FOS/Technik unterzubringen, bis ein 
Neubau fertig gestellt sei.  
 
Diese vorläufige Unterbringung würde auch eine Entlastung der Fachräu-
me am neuen Gymnasium bedeuten. Zudem wäre es eine bessere Alter-
native als eine Lösung mit Containern. Die Kostenschätzung sei 115.000 
€. Die bereitgestellten Mittel für Container würden dann nicht benötigt. 
 
Kreisrat Biller merkt an, die FOS/Technik-Schüler werden bisher schon in 
der praktischen Ausbildung in den Werkstätten an der Berufsschule unter-
richtet. Mit der vorgeschlagenen Lösung könnten diese Schüler am 
Stammgebäude komplett unterrichtet werden.  
 
Er bringt folgenden Beschlussvorschlag zur Abstimmung: 
 
BauA/0224-08 
1. Dem vorübergehenden Ausbau des westlichen Teiles des Unterge-

schosses des Gastrozentrums zu drei Klassenzimmern für FOS/BOS 
mit Kosten von 39.200 € brutto wird zugestimmt. 

 
Die Mittel werden im HH 2007 außerplanmäßig zur Verfügung ge-
stellt. 

 
2. Dem vorübergehenden Ausbau des östlichen Teils des Unterge-

schosses des Gastrozentrums zu einem Unterrichtsraum Physik, ei-
nem Unterrichtsraum Chemie und einem kombinierten Vorberei-
tungsraum Physik und Chemie für FOS/BOS mit Kosten von 49.700 
€ brutto wird zugestimmt. 

 
Die Mittel werden im HH 2007 außerplanmäßig zur Verfügung ge-
stellt. 

 



 
 

Seite 6 von 18 
 

Büro des Landrats
BL 

3. Für die Ausstattung der unter 1 und 2 des Vorlageberichts beschrie-
benen Räume werden 26.100 € genehmigt. 

 
Die Mittel werden im HH 2007 außerplanmäßig zur Verfügung ge-
stellt. 

 
Abstimmungsergebnis: Annahme mit 12 : 0 Stimmen. 
 
 
3. Schulen des Landkreises - Neubau für FOS/BOS 

Entwurf für das Raumprogramm 
Vorlage: 2007/0111 

 
Der Vorsitzende erklärt, der Schulleiter habe das Raumprogramm inzwi-
schen erarbeitet. Gegenüber der ursprünglichen Planung gibt es eine Ab-
weichung bei den Klassenzimmern. 
 
Bei der ersten Planung für eine FOS/BOS war die Anfrage, dass es in Er-
ding eine FOS/BOS mit vier Klassen FOS und einer Klasse BOS geben 
könnte. Inzwischen, innerhalb von drei Jahren, habe dieser Schultyp 21 
Klassen.  
 
Der Vorsitzende empfiehlt, das von der Schulleitung vorgelegte Raum-
programm sollte entsprechend den Vorgaben des Schulträgers hinsichtlich 
der Größenordnungen überprüft und bei der Regierung v. Obb eingereicht 
werden.  
 
Kreisrat Biller erklärt zur Gegenüberstellung im Vorlagebericht, der da-
malige Architekt der Fa. kplan habe ihn angerufen und nach der mögli-
chen Größe der FOS/BOS gefragt. Die im Vorlagebericht aufgeführte 
Machbarkeitsstudie sei eine reine Annahme des Architekten gewesen. 
Das korrigierte Raumprogramm sei im Vorlagebericht rechts aufgelistet.  
 
Der Vorsitzende denkt, dass sich die Größe des Bereichs Schulleitung, 
Verwaltung und Lehrerzimmer verringern könnte.  
 
Kreisrat Biller stimmt dem zu. Es sollte geprüft werden, ob nicht im 
Stammgebäude der Berufsschule diese Räume untergebracht werden 
könnten. Rein von der Funktionalität her würde es sich anbieten. Er bittet 
aber, eine fachliche Planung zur Grundlage zu nehmen.  
 
Kreisrat Els fragt, wie die Schülerprognose in die Zukunft für die nächsten 
5 Jahre sei.  
 
Der Vorsitzende meint, es sei nicht abzuschätzen, wie sich dieser Schul-
typ entwickeln wird. Es sollte aber mit eingeplant werden, dass eine 
FOS/BOS 13. Klasse eingerichtet wird. Laut einem Gespräch zwischen 
dem Ministerialdirektor und Kreisrat Becker könnte 2008/2009 diese Klas-
se bereits eingerichtet werden.  
 
Kreisrat Els fragt, ob es Sinn machen würde, mit der Regierung v. Obb 
das Raumprogramm vorab durchzusprechen.  
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Der Vorsitzende betont, es sollte im Beschluss festgehalten werden, dass 
das Raumprogramm auch eingereicht wird.  
 
Er bringt folgenden Beschlussvorschlag zur Abstimmung: 
 
BauA/0225-08 
1. Das von der Schulleitung vorgelegte Raumprogramm für den Neubau 

FOS/BOS ist hinsichtlich der Größenordnungen entsprechend den 
Vorgaben des Schulträgers zu überprüfen und ggf. anzupassen. 

 
2. Das Raumprogramm ist bei der Regierung von Oberbayern zur Prü-

fung einzureichen. 
 
Abstimmungsergebnis: Annahme mit 12 : 0 Stimmen. 
 
 
4. Schulen des Landkreises - Neubau für FOS/BOS 

Alternative Möglichkeiten zur Beauftragung eines Architekten 
bei Leistungen über dem EU-Schwellenwert (211.000 € netto) 
Vorlage: 2007/0115 

 
Der Vorsitzende begrüßt Herrn Rechtsanwalt Stolz. 
 
Er erklärt zur versandten Vorlage, es sei eindeutig, dass eine Ausschrei-
bung zur Ermittlung des Architekten nicht umgangen werden kann. Hierbei 
seien alle Leistungsphasen von 1 – 9 anzusetzen.  
 
Diese Planungsleistungen seien vom Unternehmer zu erbringen, der im 
Wege der Ausschreibung vom Architekten ermittelt wird. Die Auskunft der 
Obersten Baubehörde am Innenministerium sei eindeutig, die Leistungs-
phasen 1 – 9 müssen ausgeschrieben werden, nur die Leistung dürfe ab-
gezogen werden, die das Landratsamt selbst erbringen wird.  
 
Es sei dabei interessant, dass bei PPP-Modellen mehr landkreisansässige 
Firmen beteiligt wurden. 
 
Es sei zunächst Walter Landherr, der den Architektenwettbewerb am neu-
en Gymnasium durchgeführt hat, gebeten worden, eine solche Ausschrei-
bung für einen Generalplaner durchzuführen. Herr Landherr habe aber 
schriftlich mitgeteilt, dass er eine solche Ausschreibung nicht durchführen 
möchte.  
 
Daraufhin habe die Verwaltung mit der Rechtsanwaltskanzlei Kraus, Sienz 
& Partner, München Kontakt aufgenommen. Rechtsanwalt Stolz betont, 
aufgrund des Schwellenwertes sei eine Ausschreibung durchzuführen.  
 
Der Vorsitzende stellt fest, zur Findung eines Architekturbüros gibt es 
verschiedene Möglichkeiten. Es kann ein Architekturbüro ausgewählt wer-
den, es kann ein Architekturbüro plus Fachplaner ausgeschrieben werden, 
es können Bietergemeinschaften oder Subunternehmer zugelassen wer-
den, oder so ausgeschrieben werden, dass nur ein Generalplaner anbie-
ten sollte, usw. 
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Rechtanwalt Stolz erklärt, wenn sich der Landkreis entscheidet, den Auf-
trag an einen Generalplaner zu vergeben, gibt es verschiedene Möglich-
keiten der Beteiligung. Es gibt große Generalplanungsbüros, die alle Leis-
tungen erbringen, es gibt die Möglichkeit, dass sich mehrere Büros als 
Bewerbergemeinschaft zusammenschließen oder dass einzelne Leistun-
gen an Subplaner weiter gegeben werden.  
 
Nach Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs und nach den neu-
en Richtlinien können Subunternehmer nicht mehr ausgeschlossen wer-
den, unabhängig von welchem Umfang. Es müssen Bewerbergemein-
schaften und Subplaner zugelassen werden.  
 
Der Vorsitzende fragt, ob bei der Vergabe berücksichtigt werden kann, 
dass es Unterschiede macht, wenn z.B. eine Änderung beschlossen wird 
und von der Statik bis zu den Fachplanern einiges an Umplanungen an-
fällt. Bei einem Generalplaner gibt es nur einen Ansprechpartner, der dann 
in der Folge die anderen Details weiter macht. Er denkt, bei mehreren 
Planungsbüros wäre das Ganze von der Abstimmung her viel schwieriger.  
 
Rechtsanwalt Stolz erklärt, es gibt für den Landkreis vertragsrechtlich 
immer nur einen Ansprechpartner, der für die Planungen verantwortlich 
sei.  
 
Der Vorsitzende fragt, wenn der Landkreis die Findung eines Architektur-
büros ausschreibt, ob das bedeuten würde, dass die anderen Planer dann 
ohne Vergabeverfahren ermittelt würden. Oder sollte richtigerweise ein 
Generalplaner ausgeschrieben werden, wo sich dann durchaus Bieterge-
meinschaften und Subunternehmer von einzelnen Planungsbüros auch 
bewerben können.  
 
Rechtsanwalt Stolz merkt an, er sei davon ausgegangen, dass aus Zeit-
gründen ein Generalplaner ausgeschrieben werden soll.  
 
Kreisrat Biller geht es darum, eine Möglichkeit zu finden, um vom zeitli-
chen Ablauf her das Ganze möglichst stramm durchführen zu können.  
 
Der Vorsitzende merkt an, Rechtsanwalt Stolz habe bereits einen Ter-
minplan ausgearbeitet: 
Absendung der Bekanntmachung 13.03. 
Eingang der Teilnahme 11.04. 
Auswahlentscheidung liegt vor Ende April vor 
Aufforderung zur Angebotsabgabe 27.04. 
Angebote liegen vor 20.05. 
Auswahlentscheidung, Absendung der Bieterinformation 07.06. 
Auftragserteilung 21.06. 2007.  
 
Der Vorsitzende fragt, ob erst dann der Planer mit den Planungen begin-
nen kann.  
 
Rechtsanwalt Stolz merkt an, wenn ein Generalunternehmer beauftragt 
würde, würde das Ganze schneller zu machen sein. Der Generalunter-
nehmer müsste die Leistungsbeschreibung machen und die Vergabe 
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durchführen. Es kommt dann drauf an, welche Art der Ausschreibung not-
wendig sei.  
 
Der Vorsitzende fragt Herrn Wirth, wie lange ein leistungsfähiges Archi-
tekturbüro dazu brauchen wird. Herr Wirth antwortet 5 bis 6 Monate. 
 
Rechtsanwalt Stolz meint, das Ausschreibungsverfahren wird ca. 3 Mo-
nate dauern.  
 
Der Vorsitzende stellt fest, von Seiten der Verwaltung kann nicht mehr 
gemacht werden, als alles so schnell wie möglich in die Wege zu leiten.  
 
Kreisrat Els fragt, ob heute die Ausschreibung für den Planer beschlos-
sen wird. Er stellt fest, nachdem europaweit auszuschreiben sei, könnte 
dann möglicherweise ein Architekt aus Portugal den Zuschlag bekommen. 
 
Der Vorsitzende schlägt vor, heute auch festzulegen und zu diskutieren, 
welche Art der Ausschreibung es in der Folge sein soll, ähnlich wie beim 
Gastro-Zentrum oder ob in Einzelgewerken ausgeschrieben werden solle. 
Ein PPP-Modell würde zeitlich schneller gehen.  
 
Rechtsanwalt Stolz merkt an, ein Verfahren nach VOF, einen Architekten 
auszuwählen, der dann die Planung macht, würde am schnellsten gehen 
und hätte den Vorteil, dass der Architekt nach den persönlichen Präferen-
zen ausgewählt werden kann. Das Verfahren sei eine europaweite Be-
kanntmachung. Es kann sich dabei jeder, der interessiert ist, bewerben. 
Es werden mindestens drei Architekten ausgesucht, mit denen dann über 
die Kosten, die über die HOAI festgelegt sind, und über die Vertragsbe-
dingungen verhandelt. Dabei könne man sich von den ausgewählten Ar-
chitekten auch eine vereinfachte Version des Projektes, die bewertet wer-
den kann, vorstellen lassen. Danach könnte dann der Bewerber ausge-
wählt werden, der den Auftrag erhalten soll. Das sei das einfachste und 
schnellste Verfahren, das die VOF vorsieht.  
 
Kreisrat Wiesmaier stellt fest, der Architekt plant sozusagen aus dem 
Raumprogramm. 
 
Der Vorsitzende antwortet, es muss ein Architekt gefunden werden, erst 
dann kann gesagt werden, was sich der Bauausschuss vorstellt (z.B. run-
der Baukörper, usw.) Die Schwierigkeit dabei sei, das geeignete Büro zu 
finden, dass in der Lage sei, das Ganze umzusetzen.  
 
Kreisrat Schlehhuber denkt, aus den Vorgesprächen sei schon zu ent-
nehmen, ob ein Büro das Ganze so umsetzen kann. Ihm gefällt die euro-
paweite Ausschreibung nicht. Er fragt, ob es kein Hintertürchen gibt, diese 
europaweite Ausschreibung umgehen zu können.  
 
Er denkt, wichtig wäre für den Architekten auch zu wissen, wie das Grund-
stück für die Planung aussieht.  
 
Der Vorsitzende gibt zu bedenken, dass bei einer Umgehung der Vor-
schriften eventuell dann kein Zuschuss gewährt würde.  
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Kreisrat Haindl fragt, ob es bei der Auswahl der Büros die Möglichkeit 
gibt, Referenzen einzuholen.  
 
Rechtsanwalt Stolz antwortet, die Referenzen seien das wichtigste.  
 
Kreisrat Haindl stellt fest, es können auch gewisse Bedingungen, z.B. 
energiemäßig, im Vorfeld festgelegt werden.  
 
Der Vorsitzende sagt, das wäre eine Vorgabe bei einem Generalunter-
nehmer. Ein Ausschreibungskriterium sei z.B. ein PPP-Modell. Wenn ein 
PPP-Modell favorisiert würde, müsse bei der Ermittlung des Büros aufge-
passt werden, dass es auch in der Lage sei, solche Ausschreibungsfor-
men durchzuführen. Herr Graßl erklärt die einzelnen Leistungsphasen.  
 
Kreisrat Haindl fragt, ob z.B. die Anforderung, dass eine Passivhaus-
bauweise gebaut werden soll, bei der Auswahl des Planungsbüros schon 
abgefragt werden muss.  
 
Der Vorsitzende meint, bei der Auswahl des Planungsbüros sollte abge-
fragt werden, ob dafür entsprechende Referenzen vorliegen.  
 
Kreisrat Schlehhuber fragt, was VOF bedeutet.  
 
Der Vorsitzende antwortet, VOB seien die Bauleistungen, VOF die Archi-
tektenleistungen, VOL die Dienstleistungen.   
 
Der Vorsitzende möchte von Rechtsanwalt Stolz wissen, ob er für seine 
Leistung ein Pauschalhonorar berechnen wird. 
 
Rechtsanwalt Stolz antwortet, er wird seine Leistung nach einem Stun-
densatz abrechnen.  
 
Der Vorsitzende erklärt, vermutlich wird das Honorar in der Höhe sein, 
die er als Landrat selbst entscheiden könnte. Er möchte aber das ungern 
den Bauausschussmitgliedern vorenthalten.  
 
Kreisrat Schlehhuber möchte nochmals wissen, ob wirklich überprüft 
worden sei, dass eine europaweite Ausschreibung notwendig ist.  
 
Der Vorsitzende schlägt vor, Rechtsanwalt Stolz sollte mit der Obersten 
Baubehörde prüfen, ob eine europaweite Ausschreibung wirklich notwen-
dig sei.  
 
Zudem sollte auch beschlossen werden, dass das Bauvorhaben als sog. 
“PPP-Modell“ (Erdinger-Modell) auszuschreiben sei. 
 
Nach eingehender Diskussion bringt der Vorsitzende folgenden Be-
schlussvorschlag zur Abstimmung:  
 
BauA/0226-08 
Zur Findung eines Generalplaners ist ein Vergabeverfahren nach VOF 
durchzuführen.  
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Die Rechtsanwaltskanzlei Kraus, Sienz & Partner, München, Heimeranstr. 
35, vertreten durch Herrn Rechtsanwalt Stolz wird beauftragt, den Land-
kreis bei der Durchführung des Vergabeverfahrens zu unterstützen. 
 
Das Bauvorhaben ist als sog. “PPP-Modell“ auszuschreiben. 
 
Abstimmungsergebnis: Annahme mit 12 : 0 Stimmen. 
 
 
5. Passivbauweise und Energiepass 

Anträge der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Kreisrätin 
Stieglmeier 
Vorlage: 2007/0127 

 
Der Vorsitzende erklärt, Architekt Burkhardt habe bezüglich Passivbau-
weise einiges vorbereitet. Er erklärt, Passivhaus bedeutet, dass ohne ex-
terne Heizenergieversorgung ausgekommen werden müsse. 
 
Im Vorlagebericht sei dazu schon einiges beschrieben worden. Er habe 
nichts gegen Energiesparmaßnahmen, er weiß aber nicht, ob eine Pas-
sivbauweise für jede Situation genau passt.  
 
Architekt Burkhardt erklärt, diese Technologie sei 15 Jahre alt. Bei ei-
nem Passivhauskonzept geht es darum, dass die Gebäudekompaktheit 
berücksichtigt und das Gebäude darauf abgestimmt wird. Ein sehr wichti-
ger Punkt sei auch, wie sich der Nutzer beteiligt.  
 
Wenn sich der Nutzer nicht so verhält, wie es in der Berechnung vorgese-
hen sei, sei das Ganze schwierig. Er berichtet z.B. vom Bau eines Hauses 
für eine 2-köpfige Familie mit 160 qm Grundfläche, die Beide ganztags 
arbeiten und im Winter zwei Wochen in Skiurlaub fahren. Bei einem Pas-
sivhaus mit dem Nutzerverhalten kann auf eine zusätzliche Heizung nicht 
verzichtet werden. Bei öffentlichen Gebäuden sollte eine Passivbauweise 
funktionieren. Bei Schulen, z.B. in den Winterferien oder z.B. montags, 
wird es erforderlich sein, eine entsprechende Einrichtung zu schaffen, 
dass die Behaglichkeitskriterien erfüllt werden.  
 
Bei intelligenter Planung werden die Mehrkosten relativ bescheiden sein. 
Bei Gebäuden mit ungünstigen Verhältnissen wird sich der Bau eines 
Passivhauses in den Kosten niederschlagen.  
 
Der Vorsitzende merkt an, das neue Gymnasium Erding sei z.B. kein 
Passivhaus, erfüllt aber den Standard eines Niedrigenergiehauses mit ei-
nem sehr guten Wert und sei kombiniert mit der umweltfreundlichen Geo-
wärme. Das bedeutet, dass der Landkreis in Bezug Energieeinsparung 
bereits sehr viel gemacht habe. 
 
Der Vorsitzende stellt fest, so wie er die Ausführung von Architekt Burk-
hardt verstanden habe, passt die Vorgabe Passivhaus nicht auf jede Ge-
bäudekonfiguration.  
 
Architekt Burkhardt erklärt, es kann jede Gebäudekonfiguration zu ei-
nem Passivhaus gemacht werden. Alles was an Gebäudekompaktheit  
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schlechter sei, müsse mit einem höheren Standard ausgeglichen werden. 
Bei einem Passivhaus gibt es keine Heizkörper. Als innere Heizquellen 
gibt es den Menschen, die Beleuchtung, die Geräte (Computer, etc.), die 
für die Beheizung des Raumes ausreichen. Je mehr Abstriche es in den 
Bereichen gibt, desto höher muss die Dämmstärke werden. Wobei es aber 
eine Grenze gibt, wo z.B. mehr Dämmung keinen Sinn mehr macht (z.B. 
anstatt einer dreifachen Verglasung eine vierfache Verglasung zu neh-
men, usw.). 
 
Wenn von vorneweg die Planung danach ausgelegt wird, wäre eine Pas-
sivbauweise für jede Baumaßnahme möglich. Er berichtet, im vergange-
nen Jahr sei versucht worden, die Passivhaustechnologie bei der Woh-
nungsbaugesellschaft anzubieten. Dabei war es schwer vermittelbar, dass 
die Leute vielleicht 1 €/qm mehr Miete bezahlen müssten, aber den bei 
den Nebenkosten wieder einsparen würden. Obwohl nachgewiesen wor-
den sei, dass dies wirtschaftlicher wäre, habe der Wohnbauträger diese 
Passivbauweise abgelehnt zu bauen, aus Angst davor, dass die Nutzer 
mit dieser Technologie nicht umgehen können. Zum Beispiel kann bei ei-
ner Passivhaustechnologie ein Nutzer am 23.12. nicht ganztags das Fens-
ter öffnen, usw. Erst wenn die Nutzer einmal bereit seien, diese Technolo-
gie anzunehmen, sei eine Umsetzung möglich.  
 
Kreisrat Haindl ergänzt, es sei wichtig, dass die Planung von Anfang an 
danach ausgerichtet sei und den Planern gesagt wird, dass ein Passiv-
haus gewünscht wird. Wobei aber schon gesagt werden muss, dass das 
Hüllflächenverhältnis zum Volumen eine große Rolle spielt. Eine Schule 
müsste dementsprechend ausgelegt werden.  
 
Er würde aber Abstand davon nehmen, generell zu sagen, alles sollte als 
Passivbauweise gebaut werden. Er denkt, der Landkreis wäre gut beraten, 
jedes Gebäude im Einzelfall dahingehend zu prüfen.   
Wenn Mehrkosten entstehen, müssen sich diese über hereingeholte 
Energieeinsparungen amortisieren. Dann würde das Ganze Sinn machen. 
Er denkt, Ziel müsste eine Passivbauweise sein, es sollte aber im Einzel-
fall jedes Gebäude geprüft werden.  
 
Architekt Burkhardt stellt fest, das Thema sei im Bereich der Stadt Er-
ding mit der Geothermie weniger pressant als anderswo.  
 
Kreisrat Haindl meint, auch mit der Geothermie müsse sorgfältig umge-
gangen werden. Die Bundesregierung plant ab 2015/2020, dass die Pas-
sivbauweise Standard sein wird.  
 
Gerade große Gebäude seien dafür geeignet, wenn die Planung danach 
ausgelegt wird.  
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Architekt Burkhardt merkt an, was das Passivhaus interessant macht 
sei, dass die Heizung komplett weggelassen werden kann. Der Nutzer 
müsse hier zu 100 % mitmachen. Was die Menschen nicht bringen, müsse 
aber mit einer zusätzlichen Heizung ausgeglichen werden.  
 
Kreisrat Wiesmaier berichtet, er habe in Österreich Hauptschulen besich-
tigt, die in Passivbauweise gebaut worden sind. Entscheidend war, dass 
die Hausmeister das Ganze mit einer Überzeugung und Einstellung be-
trieben haben, sozusagen als ihr höchstes Gut. Wenn das künftig so be-
trieben werden soll, müsse das Ganze auch ernst genommen und mit Pro-
fis gemacht werden. Ihm sei berichtet worden, dass am Anfang auch dort 
eine große Skepsis war. 
 
Architekt Burkhardt antwortet, diese Schulen seien jetzt noch Exoten. In 
Österreich sei das Ganze eine andere Welle als in Deutschland. Oft inte-
ressiert es die Nutzer beim Bau eines Passiv-Einfamilienhauses gar nicht. 
Ein Passivhaus sei ein Hightech-Produkt und sollte mit möglichst wenig 
Technik auskommen.  
 
Der Vorsitzende stellt fest, dass es wichtig und richtig war, dass bei allen 
Neubauten bisher schon ein sehr guter Niedrigenergiehausstandard ge-
fordert worden sei, z.B. beim neuen Gymnasium, und der Schritt zum 
Passivhaus nicht mehr so weit sei. Trotzdem müsse geprüft werden, wo 
eine Umsetzung sinnvoll sei. Deshalb sollte kein genereller Beschluss ge-
fasst werden. 
 
Der Vorsitzende berichtet, durch den Einsatz von Geowärme in Erding 
werden bei der derzeitigen Ausbaustufe jährlich 5.023 to CO2 eingespart.  
 
Kreisrat Schlehhuber weist darauf hin, am 17.03. findet von der Zimme-
rerinnung eine Veranstaltung, auch bezüglich Energieeinsparung, statt. 
Die Kreisräte seien dazu herzlich eingeladen.  
 
Kreisrat Haindl betont, wenn heute der Antrag auf Passivbauweise gene-
rell abgelehnt wird, sollte besonders für die Presse der Hinweis gegeben 
werden, dass künftig jedes Gebäude daraufhin zu prüfen sei, ob eine Pas-
sivbauweise Sinn macht. 
 
Der Vorsitzende bringt darauf hin den Antrag von Kreisrätin Stieglmeier 
zur Abstimmung: 
 
BauA/0227-08 
Die Baumaßnahmen des Landkreises sollen nur noch in Passivbauweise 
ausgeschrieben werden. 
 
Abstimmungsergebnis: Ablehnung mit 12 : 0 Stimmen. 
 
 
5.1. Energiepass 
 
Der Vorsitzende erklärt weiter, der zweite Antrag von Kreisrätin 
Stieglmeier lautet: „Alle landkreiseigenen Gebäude sollen nach den Krite-
rien eines Gebäudepasses untersucht werden. Es sollen dann geeignete 
Dämmmaßnahmen ausgeführt werden.“ 
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Dazu habe Herr Graßl einiges vorbereitet. Alle Gebäude seien energetisch 
überprüft und die Verbrauchsverfolgung sei über eine längere Zeit durch-
geführt worden. Zudem sei das Ganze mit der Zertifizierung des „Ökopro-
fit-Projekts“ umgesetzt worden. Als weiteres habe die Verwaltung, nach-
dem es ab 01.01.2008 verpflichtend sein wird, die Ausstellung der Ener-
giepässe für die im Landkreiseigentum befindlichen Gebäude in die Wege 
geleitet. 
 
Dazu sei der Energieberater, Herr Gerbl, anwesend, der den Auftrag hat, 
entsprechende Untersuchungen der landkreiseigenen Gebäude mit 
durchzuführen.  
 
Herr Gerbl erklärt, er betreibt seit Jahren ein Energieberatungsbüro in 
Berglern. Für öffentliche Gebäude wird es ab 01.01.2009 eine Verpflich-
tung für einen Energiepass geben. Diese Energiepässe müssen in öffent-
lichen Gebäuden gut sichtbar aufgelegt werden, z.B. in der Aula einer 
Schule, etc. Alle Gebäude mit einer Grundfläche größer als 1000 qm müs-
sen einen Energiepass haben. Es gibt aber derzeit noch keine vernünftige 
Software (Programme), um das Ganze genau berechnen zu können.  
 
Dieser Energiepass wird aufgrund der Geowärme in Erding immer günsti-
ger ausfallen als bei anderen Gemeinden. Das sollte jedoch die Verant-
wortlichen nicht davon abhalten, Energiesparmaßnahmen in die Baumaß-
nahmen einfließen zu lassen. Der Faktor Geowärme wird dabei immer 
eine bessere Note erzielen. Der Energiepass sei ein wichtiges Kriterium, 
um in der Öffentlichkeit einen bestimmten Druck zu erzeugen. Der Ener-
giepass sollte für Privathäuser schon seit längerer Zeit Pflicht sein. Er 
schlägt vor, mit einem kleineren landkreiseigenen Gebäude die Berech-
nung zu beginnen. 
 
Der Vorsitzende merkt an, nachdem der Energiepass Pflicht werden wird, 
erübrigt sich der Antrag von Bündnis 90/Die Grünen.  
 
Herr Gerbl merkt an, ab April, so sei ihm zugesichert worden, wird ein 
Update für die vorhandene Software erfolgen. Vor Ende des Jahres wird 
es deshalb zu keinen verwertbaren Ergebnissen kommen können.  
 
Kreisrat Haindl fragt, ob im Energiepass auch vereinfachte Vorschläge 
gemacht werden.  
 
Der Vorsitzende erklärt, dies war bereits Bestandteil des Projekts „Öko-
profit“, wo auch Wert darauf gelegt worden sei, dass entsprechende Ver-
besserungsvorschläge gemacht und auch umgesetzt worden sind.  
 
Er sieht dabei nicht den großen Bedarf für die landkreiseigenen Gebäude, 
weil mit den verschiedenen Maßnahmen bereits Vergleichswerte vorlie-
gen. Bei allen Instandhaltungs- und Sanierungsmaßnahmen sei auf das 
Thema Energie Wert gelegt worden.  
 
Der Vorsitzende stellt fest, der zweite Antrag von Kreisrätin Stieglmaier 
habe sich erübrigt, einen weiteren Beschluss bedarf es nicht, weil die Vor-
gaben für einen Energiepass noch nicht vorliegen.  
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Kreisrat Mock merkt noch zum Beschluss Passivhaus an, der Beschluss 
sei ihm zu kurz ausgefallen. Kreisrat Haindl habe Anregungen gegeben 
und diese Anregungen sollten im Beschluss auch aufgenommen werden.   
 
Der Vorsitzende erklärt, der von Kreisrätin Stieglmeier formulierte Be-
schlussvorschlag sei zur Abstimmung gebracht worden und dem wurde 
nicht stattgegeben.  
 
Er wertet es als Erklärung in der Diskussion, dass bei der nächsten Bau-
maßnahme überlegt werden soll, ob es nicht sinnvoll wäre, das Ganze in 
Passivbauweise zu errichten.  
 
Kreisrat Haindl ergänzt, es geht ihm darum, dass gesagt worden ist, 
Passivbauweise sei wichtig, wenn die Voraussetzungen passen.  
 
 
6. Kreiseinrichtungen - Landratsamt Erding 

Sprossen an den neuen Fenstern der Zulassungsstelle 
(Nordfassade) 
Vorlage: 2007/0128 

 
Der Vorsitzende erklärt, Architekt Heilmaier kann heute leider an der Sit-
zung nicht teilnehmen. Er habe aber der Verwaltung ein Schreiben mit den 
Kosten für die Umgestaltung der Fenster mit ein- oder zweigeteilten 
Sprossen auf zweiflügeligen Fenstern zukommen lassen.  
 
Eine andere Ausführung nur in Holz würde günstiger werden.  
 
Kreisrätin Hagl merkt an, ihr sei aufgefallen, dass im Angebot eindeutig 
die Rede von Elementen sei. Sie betont, es sei nicht Sinn und Zweck und 
auch nicht gefordert worden, die ganzen Fenster auszutauschen. Deshalb 
seien die Kosten auch so hoch.  
 
Der Vorsitzende meint, Architekt Heilmaier habe gesagt, die Fensterrah-
men würde er belassen, nur die Fensterflügel sollen austauscht werden.  
 
Kreisrat Becker denkt, es müsste doch auch möglich sein, dass nur die 
Scheiben ausgetauscht werden und zwischen den Scheiben eine Spros-
senteilung möglich sei.  
 
Der Vorsitzende schlägt vor, den Tagesordnungspunkt auf eine andere 
Sitzung des Bauausschusses zu verschieben. Architekt Heilmaier sollte an 
einer weiteren Sitzung zur Verfügung stehen. Zudem sollte er dann eine 
Alternative mit aufgeklebten Fenstersprossen und auch anderen Alternati-
ven vorstellen.  
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7. Schulen des Landkreises  
Erweiterung Gymnasium Dorfen - 1. und 2. BA 
Kostenverfolgung und Einsparmöglichkeiten 
Vorlage: 2007/0129 

 
Der Vorsitzende erklärt, damit der veranschlagte Kostenrahmen ein-
gehalten werden kann, haben sich die Planer und Fachplaner, der Pro-
jektsteuerer Herr Wirth von der Fa. kplan und Mitarbeiter der Verwaltung 
zusammengesetzt und versucht, trotz der erhöhten Mehrwertsteuer Ein-
sparmöglichkeiten zu prüfen.  
 
Herr Wirth erklärt, die wesentlichen Einsparungen ergeben sich bei der 
EDV durch eine Planungsänderung von geplanten 65.000 € auf 54.000 €  
(Einsparung 11.000 €), bei den Elektroschaltern, die in Kunststoff ausge-
führt werden sollen (Einsparung 1.200 €), bei der Bautafel, die erheblich 
kleiner ausgeführt worden sei als geplant war (Einsparung 2.300 €) und 
beim Winterbau und den Absperrungen (Einsparung 4.100 €). Zudem sei 
ein größerer Anteil bei den Sichtbetonflächen (mit 4.000 €) und bei der 
Fassade (mit 4.000 €) einzusparen Bei der Küchentechnik müssen noch 
35.000 eingespart werden. Nachdem die Küche kleiner sei als am neuen 
Gymnasium in Erding sollte sie ähnlich wie dort geplant werden.  
 
Architekt Burkhardt berichtet, auf der Suche nach weiteren Einsparmög-
lichkeiten könnte es noch zu Einsparungen kommen, wenn im Gebäude 
anstatt eines geplanten Ganzglasgeländers mit Holzhandlauf ein preiswer-
teres Treppengeländer eingebaut werden könnte (Einsparung ca. 15.000 
€) und die Profile der Fenster an der Fassade von der von den Architekten 
festgelegten Größe von 12,5 cm auf 10 cm oder 8 cm (Standardformat) 
reduziert würden. Eine weitere Einsparungsmöglichkeit gäbe es bei der 
Fassadenverkleidung. Diese Positionen müssten aber noch mit den Archi-
tekten Auer und Stork abgeklärt werden. Sie haben bereits Kompromiss-
bereitschaft signalisiert. Die Architekten Auer und Stork haben bisher die 
Größe der Fassadenplatten auf 30 cm festgelegt. Würde die Fassade 
nicht als Schindelfassade mit einer Größe von 30 cm, sondern großflächi-
ger mit 36 cm ausgeführt, könnten pro qm ca. 20 € (insgesamt ca. 42.000 
€) eingespart werden.  
 
Kreisrat Haindl merkt an, eine Profilgröße bei den Fenstern mit 8 cm sei 
die Standardgröße. Der Laie wird den Unterschied zum kleineren Format 
nicht erkennen.  
 
Architekt Burkhardt erklärt zur Fassade, die Fläche beim Anbau sei eine 
geschlossene Fassendenfläche mit grauen, fast schwarzen Eternitschin-
deln. Diese Fläche sei in einem anderen Material ausgeschrieben worden. 
Bei einer Plattengröße von 36 cm würden die Architekten Auer und Stork 
zustimmen.  
 
Kreisrat Schlehhuber meint, größere Platten könnten zudem von den 
Schülern nicht so leicht mit dem Ball eingeschossen werden. Zudem be-
findet sich diese Fassade auf der Südseite die Turnhalle. Der Anbau sei 
sowieso nicht einzusehen.  
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Der Vorsitzende erklärt, der Anbau sei ein eigenständiges Bauwerk. 
Wenn Architekt Auer Wert darauf legt, dass die Fassade strukturell ähnlich 
sei und die Materialänderung durchgeführt werden dürfe, sollte das so 
gemacht werden.  
 
Kreisrat Haindl berichtet, es gibt auch Ziegelfassaden, wo Ziegel an die 
Wand eingehängt werden. Ihm sei aber nicht bekannt, wie viel das kosten 
würde. Ziegel wären massiv. Er möchte dies nur als Anregung geben, ob 
dies aber von der Haltbarkeit und vom Preis her möglich wäre, wisse er 
nicht. Er spricht sich auch für die größeren Platten aus.  
 
Der Vorsitzende fasst zusammen, es sei die Forderung des Bauaus-
schusses, zu prüfen, ob bei der Riegelkonstruktion eine Profilverringerung 
auf die Standardgröße von 8 cm möglich wäre (Einsparung ca. 10.000 €), 
beim Treppengeländer ein normales Stabgeländer mit einer Einsparung 
von ca. 14.000 € eingebaut werden könnte und bei der Fassade noch wei-
tere Einsparungsmöglichkeiten möglich wären.  
 
Der Bauausschuss erwartet, mindestens weitere 25.000 € bei den ge-
nannten drei Positionen einzusparen. Es sollten zudem weitere sinnvolle 
Einsparmaßnahmen auch über den 25.000 € genutzt werden. Herr Wirth 
wird weitere Positionen prüfen und versuchen, weitere Einsparungspoten-
tiale zu finden.  
 
Daraufhin bringt der Vorsitzende folgenden Beschlussvorschlag zur Ab-
stimmung:  
 
BauA/0228-08 
Den vorgestellten Einsparmöglichkeiten in Höhe von gesamt 61.600 € wird 
zugestimmt. 
 
Weitere Einsparmöglichkeiten (Riegelkonstruktion Fenster, Schindelfas-
sade, Geländer im Innenbereich) in der Größenordnung von mindestens 
25.000 € werden erwartet. 
 
Abstimmungsergebnis: Annahme mit 11 : 0 Stimmen. 
 
 
8. Bekanntgaben und Anfragen 
8.1. Schwingboden in der Turnhalle des Gymnasiums Erding II; Ant-

wort auf die Anfrage der Kreisrätin Meister 
 
Der Vorsitzende erklärt, Kreisrätin Meister habe in der Sitzung des Kreis-
ausschusses am 29.01.2007 bezüglich des Turnhallenbodens am neuen 
Gymnasium nachgefragt, weil angeblich der Bodenbelag nicht so gut sei. 
 
Herr Graßl erklärt, es handelt sich beim Boden in der Dreifachturnhalle 
um einen Schwingboden. Dieser Boden sei der beste und gelenkscho-
nendste Boden, den es derzeit gibt. Der Boden wurde von einer Fachfirma 
für Sportbodenbau, Fa. Hoppe, eingebaut. Eine Nachfrage bei einer Sport-
lehrerin, Frau Manz, habe ergeben, dass es mit dem Boden keine Prob-
leme gibt.  
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Der Vorsitzende betont, von Seiten des Gymnasiums wurden auch keine 
Beanstandung vorgebracht.  
 
Kreisrat Els meint, wenn von der Schulleitung keinerlei Beanstandung 
vorliegt, sei auch nichts zu veranlassen.  
 
 

8.2. Teppichboden im Sekretariat Gymnasium Dorfen 
Anfrage von Kreisrat Mock 

 
Kreisrat Mock merkt an, im Haushalt 2007 sei beim Bauunterhalt für das 
Gymnasium Dorfen beschlossen worden, dass das Sekretariat neue Mö-
bel bekommen soll, aber das Auswechseln des Teppichboden sei abge-
lehnt worden.  
 
Er meint, es sei davon auszugehen, dass im nächsten oder übernächsten 
Jahr dann der Teppichboden ausgewechselt werden müsste. Deshalb 
würde es Sinn machen, beides zugleich in den Ferien zu machen.  
 
Kreisrat Becker meint, es macht Sinn, was Kreisrat Mock vorgeschlagen 
hat. Er schlägt vor, den Betrag (ca. 3.000 €) von den nicht benötigten Mit-
teln der Sanierung der Wasserleitung am Anne-Frank-Gymnasium zu 
nehmen.  
 
Kreisrat Schlehhuber merkt an, die Sekretärin vom Gymnasium Dorfen 
habe auch ihn gebeten, sich dafür einzusetzen.  
 
Der Vorsitzende bringt folgenden Vorschlag zur Abstimmung: 
 
Der Boden des Sekretariats am Gymnasiums Dorfen soll vor der Anschaf-
fung der Möbel erneuert werden. Die Finanzierung erfolgt aus den nicht 
benötigten Mitteln für die Sanierung der Wasserleitung am Anne-Frank-
Gymnasium Erding.  
 
Damit besteht allgemein Einverständnis.  
 
Nachdem sich keine weiteren Wortmeldungen ergeben, beendet der Vor-
sitzende den öffentlichen Teil der Sitzung des Bauausschusses um  
16.20 Uhr.  
 
 
Vorsitzender 
 
 
 
Martin Bayerstorfer 
Landrat 

Protokoll 
 
 
 
Elfriede Mayer 
Verwaltungsangestellte 

    
 


